
KR-Nr. 173/1993 Unterengstringen und Rüschlikon, 7. Juni 1993 
 
Motion  von Willy Haderer (SVP, Unterengstringen), Thomas Isler (FDP, Rüschlikon) und 

Mitunterzeichnende 
 betreffend Anpassung des Beamtenstatus 
________________________________________________________________________ 
 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen, die notwendigen Massnahmen für eine Anpassung des 
Beamtenstatus zu treffen, so dass insbesondere gleiche Kündigungsmöglichkeiten für die 
Arbeitgeber der öffentlichen Hand und die Beamten geschaffen werden. 
 
 Willy Haderer 
 Thomas Isler 
 

Bruno Zuppiger Vilmar Krähenbühl 
Irene Enderli Albert Nufer 
Karl Weiss Robert Rietiker 
Theo Quinter Fredi Binder 
Dr. Jean-Jacques Bertschi Ernst E. Büchi 
Dr. Armin Heinimann Richard Weilenmann 
Dr. Bernhard A. Gubler Jürg Vollenweider 
Thomas Dähler Hansjörg Schmid 
Georg Schellenberg Werner Peter 
Bruno Kuhn Ernst Stocker 
Ulrich Welti Theo Leuthold 
Hans Wiederkehr Hans Fehr 
Johann Jucker René Berset 
Peter Abplanalp Lucius Dürr 
Werner Müller Alfred Stoffel 
Dagobert Stampfli Germain Mittaz 
Paul Zweifel 
 

Begründung: 
 
Im Kanton Zurich schreibt die Kantonsverfassung zwingend vor, dass Angestellte im Beam-
tenstatus durch die Wahlbehörden auf eine Amtsdauer von vier, respektive sechs Jahre 
gewählt werden. Andererseits haben gemäss Beamtenverordnung die gleichen Angestellten 
das Recht, wahrend der Amtsperiode unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist 
das Arbeitsverhältnis aufzulösen. 
 
Diese Bestimmungen in der Kantonsverfassung und in der Beamtenverordnung sind nicht 
mehr zeitgemäss und stellen eine Bevorzugung der Angestellten im öffentlichen Dienst ge-
genüber den Arbeitnehmern in der Privatwirtschaft dar. Hinzu kommt, dass der Kündi-
gungsschutz zugunsten der Arbeitnehmer in den letzten Jahren stark verbessert wurde und 
missbräuchliche Kündigungen - auch bei der öffentlichen Hand - kaum mehr möglich sind. 
 
Mit der Wahl von Angestellten auf eine Amtsdauer von vier oder sechs Jahren sind die Ar-
beitgeber der öffentlichen Hand kaum in der Lage, auf sich verändernde Situationen zu 
reagieren. Daher sollen auch hier künftig für Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleiche Kündi-
gungsmodalitäten gelten. 
 


